
Verfahren in erster Instanz 131

oder durch mündliche Mitteilung ihres wesentlichen In­
halts. Die Verlesung der Urteilsformel hat in jedem Falle 
der Mitteilung der Urteilsgründe voranzugehen.

(2) War die Verkündung des Urteils ausgesetzt, so sind ■ 
die Urteilsgründe vor ihr schriftlich festzustellen.

(3) Ist der Angeklagte bei der Verkündung anwesend 
und ist gegen das Urteil ein Rechtsmittel zulässig, so soll 
er über die Einlegung des Rechtsmittels belehrt werden.

Sachliche Unzuständigkeit.
§ 269

Das Gericht darf sich nicht für unzuständig erklären, 
weil die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehöre.

Verweisung.
§ 270

(1) Stellt sich nach dem Ergebnis der Verhandlung die 
dem Angeklagten zur Last gelegte Tat als eine solche dar, 
welche die Zuständigkeit des Gerichts überschreitet, so 
spricht es durch Beschluß seine Unzuständigkeit aus und 
verweist die Sache an das zuständige Gericht. Hält der 
Amtsrichter die Strafschärfung für gefährliche Gewohn­
heitsverbrecher, die Unterbringung in einer Heil- oder 
Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt oder einer Ent­
ziehungsanstalt, die Sicherungsverwahrung, die Entman­
nung oder die Untersagung der Berufsausübung für an­
gezeigt, so hat er die Sache an das Schöffengericht zu 
verweisen, sofern nicht ein Gericht höherer Ordnung zu­
ständig ist.

(2) Dieser Beschluß hat die Wirkung eines das Haupt­
verfahren eröffnenden Beschlusses und muß den Erforder­
nissen eines solchen entsprechen.

(3) Die Anfechtbarkeit des Beschlusses bestimmt sich 
nach den Vorschriften des § 210.
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